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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Anlage einer Glkartei 
in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um die notwendigen Unterlagen über das Pro- 
duktionspotential an Oliven und Olivenöl in der 
Gemeinschaft zu erhalten und darüber hinäus eine 
bessere Durchführung der Beihilferegelung der Ge- 
meinschaft zugunsten von Olivenöl zu erreichen, 
erscheint es notwendig, daß die Erzeugermitglied- 
staaten eine Ölkartei anlegen. 

Um diese Ölkartei in den Mitgliedstaaten einheit- 
lich zu gestalten, sind die Mindestangaben festzu- 
legen, die darin enthalten sein müssen. 

Um die Anlage der Kartei zu erleichtern, emp- 
fiehlt es sich, daß ein Teil der den Produzenten zu 
zahlenden Beihilfe zur Finanzierung der für die An- 
lage der Kartei erforderlichen Maßnahmen zweck- 
gebunden wird. Die Durchführung der betreffenden 
Maßnahmen sollte sich in zwei Etappen vollziehen. 
Außerdem erscheint eine Beteiligung von Vertretern 
der einschlägigen berufsständischen Gruppen an die- 
sen Maßnahmen zweckmäßig - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Erzeugermitgliedstaaten legen nach Maßgabe 
dieser Verordnung entsprechend eine Olkartei 
in der Gemeinschaft an. 

2. Die Ölkartei erfaßt alle Olivenanbaubetriebe 
der Gemeinschaft und ermöglicht für jeden ein- 
zelnen Betrieb 

a) bis zum 1. September 1976 

— die Feststellung der gesamten Olivenan- 
baufläche mit Grundbuchangaben für die 


einzelnen Parzellen und Angabe des Na- 
mens des Besitzers jeder einzelnen Par- 
zelle; 

— die Ermittlung der Gesamtzahl der Oliven- 
bäume; 

b) bis zum 1. September 1980 die Feststellung 

— der Aufteilung nach reiner und gemischter 
Olivenanbaufläche ; 

— der Aufteilung nach Olivenbaumsorten; 

— der Art der Aufzucht von Olivenbäumen; 

• — von Alter sowie Bepflanzungs- und Erzeu- 
gungsstand; 

— der Anzahl der Olivenbäume in bewässer- 
ten Kulturen. 

3. Die Kartei wird regelmäßig auf den neuesten 
Stand gebracht. 

Artikel 2 

Vertreter der einschlägigen berufsständischen Grup- 
pen können an den Arbeiten der zur Anlage der 
Ölkartei bestimmten Stellen beteiligt werden. 

Artikel 3 

1 . Die von den Erzeugermitgliedstaaten mit der 
Auszahlung der in Artikel 10 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG vorgesehenen Beihilfe an die 
Berechtigten beauftragten zuständigen Stellen 
vermindern diese Beihilfe bei Auszahlung um 

a) 1 V. H. im Fall der Beihilfe für das Wirt- 
schaftsjahr 1973/1974, 

b) 5 V. H. im Fall der Beihilfe für das Wirt- 
schaftsjahr 1974/1975. 

2. Die nach Absatz 1 einbehaltenen Beträge dienen 
der Finanzierung der Anlage der Ölkartei. Sie 
gelten als Teil der Interventionen zur Regulie- 
rung der Agrarmärkte im Sinne von Artikel 3 
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70^). 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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Die Durchführungsbestimmungen werden erfor- 
derlichenfalls nach dem Verfahren des Arti- 
kels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 er- 
lassen. 

3. überschreiten die Kosten für die Anlage der | 
Ölkartei die sich aus Absatz 1 ergebenden Mit- 
tel, so beschließt der Rat auf Vorschlag der Kom- : 
mission mit qualifizierter Mehrheit bis zum 31. I 
Dezember 1976 über die Art der Finanzierung 
der fehlenden Mittel sowie über den Anteil, der | 
von der Abteilung Garantie des EAGFL zu über- ' 
nehmen ist. 

Artikel 4 

Die Erzeugermitgliedstaaten unterrichten die Kom- 
mission regelmäßig über den jeweiligen Stand der 


Arbeiten für die Anlage der Ölkartei bzw. über 
deren Haltung auf dem neuesten Stand. 

Artikel 5 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung werden nach dem Verfahren des Artikels 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG erlassen. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 10. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Oe 15/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. September 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

1. Politische Grundlage 

Auf seiner Sitzung vom 19./20. November 1973 be- 
schloß der Rat der Landwirtschaftsminister in einer 
für den Sektor Olivenöl verabschiedeten Entschlie- 
ßung unter anderem die grundsätzliche Anlage einer 
Ölkartei in der Gemeinschaft und sah dabei vor, daß 
1 V. H. der zur Erzeugung gewährten Beihilfe für 
das Ölwirtschaftsjahr 1973/1974 zu ihrer Finanzie- 
rung abgezweigt wird. 

2. Zweck der Ölkartei 

Die Anlage einer Ölkartei in der Gemeinschaft er- 
möglicht namentlich die Erfassung des Bestandes an 
Olivenbäumen sowie an der mit Olivenbäumen be- 
pflanzten Fläche. 

Diese Angaben sind für eine einwandfreie Führung 
der gemeinsamen Marktorganisation für Olivenöl 
nötig, da man mit ihrer Hilfe 

a) das Produktionspotential an Oliven und Oliven- 
öl in der Gemeinschaft schätzen, 

b) mit einiger Genauigkeit die Ölmengen überprü- 
fen kann, für die Beihilfe beantragt wird, und 
zwar durch Anwendung der in der Regelung 
über Kontrolle und Gewährung der Beihilfe zur 
Erzeugung vorgesehenen Richterträge auf die 
nach einheitlichen Erzeugungsgebieten aufgeteil- 
te Anzahl Olivenbäume. 

Es wird vorgeschlagen, die Arbeiten zur Errichtung 
der Ölkartei in zwei Etappen auszuführen. Die erste 
Etappe betrifft Maßnahmen, die zur Beschaffung 
der für eine bessere Kontrollregelung der Beihilfe- 
gewährung zur Erzeugung benötigten Mindestanga- 
ben führen. Die zweite Etappe hat die Beschaffung 
aller sonstigen Angaben für die Ölkartei zum Ge- 
genstand, die ebenfalls für eine umfassende Kennt- 


nis der Lage auf dem Sektor nötig sind, die jedoch 
weit mehr Zeit für ihre Beibringung erfordern. 

3. Finanzierung 

Die vorgeschlagene Verordnung sieht die Anlage 
einer Ölkartei in der Gemeinschaft vor. Für die 
Finanzierung dieser Maßnahme wird vorgeschlagen, 
daß die Erzeugermitgliedstaaten einen Teil der in 
Artikel 10 der Verordnung Nr. 136/66/EWG vor- 
gesehenen Beihilfe einbehalten. Dieser Teil beläuft 
sich für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 auf 1 v. H. 
der Beihilfe und für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 
auf 5 V. H. 

Der von der EAGFL gewährte Beihilfebetrag bleibt 
der gleiche und die Maßnahme bringt keine zusätz- 
lichen Ausgaben mit sich. Nur im Fall, in dem die 
! Kosten der Anlage der Ölkartei sich als höher er- 
i weisen als die laufenden Verfügbarkeiten der oben 
angegebenen Abzüge, entscheidet der Rat vor dem 
i 31. Dezember 1976 über die Art der Finanzierung 
der fehlenden Mittel sowie über den Anteil, der von 
i der Abteilung Garantie des EAGFL zu übernehmen 
ist. 

Schätzung des für die Finanzierung einbehaltenen 
; Betrages: 

1 V. H. des Betrages 

Beihilfe für das Wirtschaftsjahr 

1973/1974 2,5 Mio RE 

5 V. H. des Betrages 
: Beihilfe für das Wirtschaftsjahr 

! 1974/1975 9,5 Mi o RE 

Insgesamt 12,0 Mio RE 

i In Anbetracht des Rhythmus der Beihilfezahlungen 
I werden die Beträge in den Jahren 1975 bis 1978 ein- 
behalten. 
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